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Nationalratwill
ein Importverbot
fürFoie gras
Stopfleber darf importiert und
hierzulande gegessen werden,
obwohlderenHerstellungnicht
mit dem Schweizer Tierschutz-
recht vereinbar ist. Das soll sich
ändern:DerNationalrat hat sich
amMontag für ein Importverbot
von Stopfleber ausgesprochen.
Erhiess eineMotionvonMartin
Haab (SVP/ZH) mit 119 zu 61
Stimmen gut. Nun liegt der Ball
beim Ständerat. Mit dem Vor-
stoss soll der Bundesrat veran-
lassen, dass tierquälerisch er-
zeugte Stopfleber nicht mehr
eingeführt werden darf. Ein ge-
nerelles Importverbot erachtet
derBundesrat indesals falschen
Weg. Dabei führt er vor allem
das internationaleHandelsrecht
insFeld. Importverbotedürften
«keine willkürliche und unge-
rechtfertigte Diskriminierung
bewirken». Statt eines Verbots
möchte er mit einer Deklara-
tionspflicht für nicht gemäss
Schweizer Tierschutzrecht her-
gestellte Produkte Transparenz
schaffen. (rwa)

«Weiche»KostenbremsewiederaufdemTapet
Kehrtwende imNationalrat: SteigenGesundheitskosten nicht erklärbar an, sollen Tarifpartner eingreifen dürfen.

RetoWattenhofer

Zum Auftakt der Frühjahrsses-
sion hat sich der Nationalrat er-
neut mit dem Massnahmenpa-
ket zurKostendämpfung imGe-
sundheitswesen befasst. Zu
reden gab vor allem ein Antrag
von Ruth Humbel (Mitte/AG).
Sie verlangte, dassderNational-
ratwiederüber eineArtKosten-
bremse im Gesundheitswesen
befindet.DasAnliegenhatteder
Ständerat letztenDezemberde-
finitiv aus demGesetz gekippt.

NunkamauchderNational-
rat wieder auf seinen früheren
Entscheid zurück.Er sprach sich
am Montag für die Steuerung
von Gesundheitskosten unter
bestimmten Bedingungen aus.
DerEntscheidfielmit 103 zu87
Stimmen bei 5 Enthaltungen
recht deutlich. Dafür waren SP,
Grüne,MitteundGLP,FDPund
SVP lehnten ab.

Der neuerliche Vorschlag
sieht vor, dass Leistungserbrin-

gerundVersicherer eingemein-
sames Monitoring zu den Ge-
sundheitskosten einführen.
Steigen diese auf unerklärbare
Weise,müssenTarifpartner ein-
greifenundKorrekturmassnah-
men treffen. Ausgenommen ist
der medizinisch-technische
Fortschrittwieauchsoziodemo-
grafische und politische Ent-
wicklungen.

SteuerungvonKostenein
«ethischheiklerBereich»
Eserstauntnicht, dassdieMitte
den Antrag eingebracht hat.
2020 hatte die Partei eine Kos-
tenbremse-Initiative einge-
reicht.Diese verlangtMassnah-
men, wenn das Kostenwachs-
tum pro versicherte Person um
einenFünftel überderNominal-
lohnentwicklung liegt.Weil das
Volksbegehren niemanden
glücklichmacht, dürftedieMit-
te kalkulieren,Teileder Initiati-
veüberdieGesetzesreformum-
zusetzen. Der Nationalrat müs-

se nun die letzte Gelegenheit
wahrnehmen, umwirkungsvoll
zu handeln, betonte Christian
Lohr (Die Mitte/TG). Jörg Mä-
der (GLP/ZH) räumte ein, dass
esbei der SteuerungvonKosten
um einen «ethisch heiklen Be-
reich» gehe. ImGegensatz zum
ursprünglichenVorschlag seidie
heutigeFassung jedochdifferen-
ziert. Korrekturbedarf gebe es
nur in Fällen, in denen steigen-
deKostennicht erklärbar seien.

Für die FDP kommen «der-
art planwirtschaftliche Mass-
nahmen» nicht in Frage. «Es
braucht nicht noch mehr staat-
licheEingriffe», kritisierteRegi-
ne Sauter (ZH). Eine Steuerung
der Kosten setze völlig falsche
Konsequenzen, Patienten wür-
den gewisse Leistungen nicht
mehr erhalten.

Dem widersprach Gesund-
heitsminister Alain Berset (SP).
Eine solcheBestimmungwürde
keine «Rationierung medizini-
scherLeistungen»zurFolgeha-

ben.Esgehe inkeinerWeiseum
ein Globalbudget. Die Steue-
rungwerdeweitgehenddenTa-
rifpartnern überlassen.

KeineGewinne in
derGrundversicherung
Auch bei einer anderen stritti-
genFrage rücktederNationalrat
von seinerPositionab.Kranken-
versicherer sollen entgegen der
Meinung der Gesundheitskom-
mission auch weiterhin in der
Grundversicherung keine Ge-
winne machen dürfen. Voraus-
setzungwäre gewesen, dass die
KrankenkassengünstigerePrei-
se oder Tarife aushandeln als in
den Tarifverträgen festgelegt
oder von den Behörden festge-
setzt sind. IndiesemFall sollten
sie über 25 Prozent der Einspa-
rungen frei verfügen können.

Für die Versicherer sei dies
ein Anreiz, die Kosten zu sen-
ken, argumentierte Thomas de
Courten (SVP/BL). Die Ratslin-
kewehrte sichdagegen:Eskön-

nenicht sein, dassnicht alleVer-
günstigungen zu den Prämien-
zahlern zurückflössen, betonte
Katharina Prelicz-Huber (Grü-
ne/ZH).AuchderBundesrat er-
achtet diese Lockerung als pro-
blematisch, weil sie einem
Grundsatz imKrankenversiche-
rungsgesetz widerspricht.

Umstritten war zuletzt auch
die Frage, ob Versicherer Be-
schwerdegegenEntscheideder
Kantonsregierungen zur Spital-
planung eingelegendürfen. Für
die Befürworter treten die Ver-
sicherer als Vertreter der Prä-
mienzahler auf. Für die Gegner
liegt die Hoheit bei der Spital-
planung alleine bei den Kanto-
nen. Nur diese könnten das
Wohl der gesamten Bevölke-
rung imBlickhaben, führtePre-
licz-Huber aus.DerNationalrat
wollte jedochmit98zu94Stim-
menaneinemBeschwerderecht
für Versicherer festhalten. Mit
diesen Änderungen geht die
Vorlage nun an den Ständerat.

Gewerkschaft
greift «ignorante»
SpitzedesZollsan
Löhne von verdientemPersonal werden gedrückt: Zwischen
derGewerkschaft Garanto und der Zollspitze kommt es zumEklat.

Henry Habegger

Die Transformation des Zolls
unter Direktor Christian Bock
läuft trotz fehlendem neuem
Zollgesetz aufHochtouren. Seit
Anfang Jahrheisst dieEidgenös-
sische Zollverwaltung (EZV)
nun Bundesamt für Zoll und
Grenzsicherheit (BAZG).

DieGewerkschaften beglei-
tetendieReorganisationmitder
ZusammenlegungderBerufsbil-
der Zöllner und Grenzwächter
bisher erstaunlich handzahm.
Esging ihnendarum, im«kons-
truktiven Dialog» mit der Zoll-
spitzemöglichst viel fürdasPer-
sonal herauszuholen.

Aber jetzt kommt es zum
Eklat.DiegrössteGewerkschaft
des Zollpersonals, Garanto,
wirft derZollspitze in einerMit-
teilungVertrauensbruchvor. In-
mitten von laufenden Verhand-
lungen zur Berufskategorie Re-
visor/Revisorin habe die
BAZG-Spitze unvermittelt ver-
fügt, diese inLohnklasse 13 ein-
zuteilen. Die Gewerkschaften
hatten Lohnklasse 15 verlangt

«ErfahrungundWissen
drohtverlorenzugehen»
Für SP-Nationalrätin Sarah
Wyss, Zentralpräsidentin von
Garanto ist «die Ignoranz der
Verantwortlichen des BAZG
gegenüberdemFachwissenund
der Erfahrung der heutigen Re-
visorinnenundRevisoren ist un-
verständlich.» Das einseitige
Vorgehen des Zolls bedeute
«eine Zäsur und den Abbruch
des konstruktivenDialogs».

Zollrevisoren sind häufig ehe-
malige Grenzwächter, welche,
wieGaranto festhält,«innerhalb
der EZV verschiedene Prüfun-
gen absolviert und eine grosse
Fachkompetenz hinsichtlich
Transportabfertigungerworben
haben.» Und zum Dank jetzt
das: «Ab dem 1.1.2028 werden
sie als SachbearbeiterTransport
arbeiten und zwei Lohnklassen
runtergestuft. Sie werden wei-
tergebildet – die monetäre Ent-
schädigung ist deutlich gerin-
ger», so die Gewerkschaft. Der
Maximallohn in Lohnklasse 13
beträgt derzeit jährlich 94000
Franken. In Lohnklasse 15 sind
es etwasüber 101000Franken.

Für Ärger sorgt auch, dass
zahlreiche zivileKaderohnedie
ausgehandeltenÜbergangsfris-
ten in tiefere Lohnklassen ver-
setztwurden.DieheutigenZoll-
fachleute, dieüber einenMittel-
schulabschluss verfügen, sind
bisher in Lohnklasse 18 einge-
reiht. Im neuen, einheitlichen
BerufFachspezialistenZoll und
Grenzsicherheit sind sie nur
noch inKlasse 17. Immerhin:Die
Gewerkschaften haben eine
grosszügige Übergangsphase
mit dem BAZG vereinbart. Für
GrenzwächterinnenundGrenz-
wächter aus handwerklichen
Berufenbedeutet dieNeuerung
umgekehrt eine Verbesserung:
Sie waren bisher in Lohnklasse
15 eingereiht.

Wyss betont, dass sie im
Grundsatz hinter der Transfor-
mation stehe.«AberderUmbau
nimmt jetzt einAusmass an, bei
demdieGefahrbesteht, dassdie

Erfahrung und das Wissen der
Zollfachleute verloren geht.
Kommtes soweit, habenwir ein
Problem, weil sich nicht alles
einfach so digitalisieren lässt.»

Für Verunsicherung sorgt
auchdie fortschreitendeMilita-
risierung. Zöllner beklagen, ihr
ganzer Arbeitsablauf sei militä-
risch geworden: zackig im Um-
gangston, Uniform und Grade,
Bewaffnung, manchmal sogar
Defilee in Formation und
Gleichschritt.

BAZG:«HaltenVorgaben
desBundesein»
DasBAZGgibt zurück,manhal-
te«diepersonalrechtlichenVor-
gabendesBundes ein»und ste-
he in regelmässigen Austausch
mit Vertretern verschiedener
GewerkschaftenundArbeitneh-
merverbänden».DieRevisorin-
nen und Revisoren würden «in
den kommenden Jahren intern
weitergebildet, da sich ihreheu-
tigeAufgabemitderDigitalisie-
rung ändern respektive wegfal-
len wird.» Diese Berufsleute
würden «entweder zum Fach-
spezialisten für Zoll undGrenz-
sicherheit (Lohnklasse 17) oder
zum Sachbearbeiter Transport-
mittel (Klasse 13) weitergebil-
det», wobei die Änderungen
nach einer Übergangsfrist per
1.Januar 2028 in Kraft träten.
«Nach diesem Datum sind
schweizweit noch 46 Mitarbei-
tende von einer Neuorientie-
rung betroffen», so das BAZG.
MitdiesenMitarbeitendenwer-
de individuell dieWeiterbildung
besprochen und vereinbart. Zoll wohin? Der Umbau verunsichert viele Mitarbeitende. Bild: Anthony Anex/Keystone (Rheinfelden, 18. Mai 2021)


